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Zwischen Vertrauensverlust und 
Abgesang auf die Demokratie
Zwischenbilanz der »Koalition der Vernunft«

von Redaktion Sozialismus.de 

Menschen in Deutschland mit der Arbeit von SPD (25%), Grü-
nen (23%) und FDP (22%) »sehr oder eher« zufrieden. Mehr als 
sechs von zehn Befragten sind dagegen »eher oder sehr« unzu-
frieden mit der Leistung der Regierungsparteien. 

Die Gründe für die erschreckend schlechte Bewertung der 
Reformpolitik sieht Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck 
(Grüne) darin, dass der Großteil der Bevölkerung den Über-
gang in eine neue Zeit der Geopolitik nicht wahrnimmt. Die 
Globalisierung seit den 1990er-Jahren hat ihre Verheißungen 

Die Hälfte ihrer Amtszeit hat die »Ampel«-Regierung hinter 
sich. Die politische Bilanz ist ernüchternd: Die »Koalition der 
Vernunft« hat etliche Reformen (Mindestlohn, Rentenanpas-
sung, Bürgergeld, Einwanderungsgesetz, Maßnahmen gegen 
Klimawandel u.v.m.) auf den Weg gebracht. Die Corona-Pan-
demie, der Ukraine-Krieg und die Energiekrise haben diese Re-
formprozesse gewiss nicht begünstigt. Angesichts dieser Leis-
tung ist das Urteil des Großteils der Bevölkerung überraschend: 
Fast drei Viertel der Deutschen sind unzufrieden mit der Arbeit 
der Politiker*innen aus SPD, Grünen und FDP. In einer Umfrage 
des Meinungsforschungsinstituts Yougov vertreten 73% diese 
Position. Laut einer weiteren Umfrage des Instituts für Demo-
skopie Allensbach1 zeigt sich nur jeweils etwa ein Viertel der 

1 Renate Köcher, Das Vertrauen ist dahin. Halbzeitbilanz: Nur wenige 
trauen der Ampel noch zu, das Land voranzubringen, in: FAZ 21.Septem-
ber 2023.
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nur teilweise eingelöst. Millionen Menschen auf der Welt sind 
aus der Armut herausgeholt worden und in den Ländern des de-
mokratischen Kapitalismus sind Lebensqualität und Wohlstand 
weiterentwickelt worden. Das Versprechen, allein mit harter Ar-
beit könne jede und jeder seine Existenz gestalten, ist obsolet ge-
worden und hat ein Hoch des Rechtspopulismus ausgelöst, »wie 
wir ihn seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr gesehen haben«.2

Die unaufschiebbare Transformation in eine neue dekarbo-
nisierte und digitale Betriebsweise erfordert auch Veränderun-
gen in den individuellen Arbeits- und Lebensverhältnissen, die 
häufig Widerstand und Protest auslösen. Zudem wird die Halb-
zeitbilanz über die Reformschritte überlagert von »öffentlich 
inszeniertem Koalitionsstreit und vielen offenen Baustellen«. 
Im Kontrast zu einem vergleichsweise hohen Umsetzungsgrad 
werde die Ampel von vielen als »Streitkoalition« wahrgenom-
men. Diese Melange hat einen tiefsitzenden Vertrauensverlust 
bei den politischen Akteur*innen der Reformen von Gesellschaft 
und Natur ausgelöst.3

Diese verbreitete »Entfremdung« zwischen Wahlvolk und 
Regierung nutzt nicht etwa den konservativen Unionsparteien 
oder der Linkspartei, sondern wir sehen auch in der Berliner 
Republik einen deutlichen Aufwind für die völkisch-nationa-
listische AfD. Neben den ostdeutschen Bundesländern Bran-
denburg, Sachsen und Thüringen, wo im Herbst kommenden 
Jahres gewählt wird, ist Mecklenburg-Vorpommern das vierte 
Bundesland, in dem die AfD in Wahlumfragen aus den vergan-
genen Wochen mit 32% ganz vorne liegt.

Überraschend ist diese Entwicklung nicht. Schon im letz-
ten Jahr hat der Ostbeauftragte der Bundesregierung, Carsten 
Schneider, auf den dramatischen Rückgang der Zufriedenheit 
mit den eigenen Lebensumständen und der Politik bei einem 
Großteil der Bevölkerung Ostdeutschlands aufmerksam ge-
macht. Als problematisch wird im Deutschland-Monitor4 die 
zunehmende Politikverdrossenheit gewertet.

Diese Unzufriedenheit mit der Politik ist dabei, in Demo-
kratieverdrossenheit umzuschlagen. Dies belegt der Thürin-
gen-Monitor,5 eine Langzeituntersuchung über die politischen 
Einstellungen der Thüringer*innen (siehe hierzu auch Abb. 1). 
Während 2020 und 2021 die Bürger*innen dort mit der Demo-
kratie überdurchschnittlich zufrieden waren, gingen die Werte 
schon im Vorjahr 2022 stark zurück. So stimmten fast zwei 
Drittel der Befragten (64%) der Aussage zu, dass die »Herr-
schenden und Mächtigen gegen die Interessen der einfachen 
Bevölkerung« handeln. 81% glaubten, dass sich die Politiker im-
mer dann einig sind, »wenn es darum geht, ihre Privilegien zu 
schützen«.6 Nur noch 40% der Befragten haben weiter Vertrauen 
in die Arbeit der Landespolitik. In die Bundespolitik sank das 
Vertrauen im vergangenen Herbst gleich um 15 Prozentpunkte 
auf 22% – dies war der niedrigste Vertrauenswert seit 16 Jahren.

Das Gefühl, von der Bundes- und Landespolitik »abgehängt« 
zu sein, war schon seit Ende 2022 weit verbreitet. Grund war 
laut Studie dabei weniger die aktuelle wirtschaftliche Entwick-
lung, sondern vor allem der Eindruck, als Ostdeutsche/r be-
nachteiligt zu sein, sowie die Angst, »auf die Verliererseite des 
Lebens zu geraten«. Vor allem in den ländlichen Regionen gab 
es demnach einen deutlichen Vertrauensverlust. Eine Minder-
heit der befragten Thüringer*innen (18%) stimmte dem Kern-

postulat der Rechten zu, demzufolge »die herrschenden Eliten 
das Ziel verfolgen, das deutsche Volk durch Einwanderer aus-
zutauschen«. Und 41% dachten, dass »Ausländer nur kommen, 
um unseren Sozialstaat auszunutzen«.7 Die hier aufscheinende 
Demokratie-Unzufriedenheit beunruhigt die etablierte Poli-
tik, aber letztlich blieb es bei dem folgenlosen Statement: Alle 
Politiker*innen seien aufgefordert, die Demokratie zu stärken.

Die Daten der Langzeitstudie »Thüringen-Monitor 2022« 
wurden in einer Krisenkonstellation im Herbst 2022 erhoben, 
als in der Hochzeit der durch den Ukrainekrieg forcierten Ener-
giepreiskrise die höchste Inflation seit mehr als 70 Jahren die 
öffentliche Diskussion prägte. Im Juli 2023 wurde bei einer 
Befragung zur Lebenssituation von Erwerbspersonen8 ein ver-
gleichbares Stimmungs- und Meinungsbild sichtbar.

Besonders gering ist in dieser Befragung das Vertrauen in die 
Bundesregierung unter Erwerbspersonen mit niedrigem Ein-
kommen im Osten Deutschlands. Von ihnen hatten im Juli 70% 
wenig oder überhaupt kein Vertrauen in die Bundesregierung – 
im Westen lag der Wert bei 61%. Generell zeigen sich deutliche 
Unterschiede im Institutionenvertrauen zwischen Befragten in 
Ost- und Westdeutschland: Ob in Gerichte, Polizei, Bundeswehr, 
öffentlich-rechtliche Medien, Gewerkschaften oder Arbeitgeber-
verbände – der Anteil der Befragten in Ostdeutschland, der gro-
ßes oder sehr großes Vertrauen in diese Institutionen äußert, ist 
kleiner als in Westdeutschland. Besonders deutlich wird dieser 
Vertrauensunterschied auch bezogen auf die Bundesregierung: 
Während im Juli in Westdeutschland 14% der Bundesregierung 
hohes oder sehr hohes Vertrauen entgegenbrachten, waren es in 
Ostdeutschland nur 8%. Lediglich der »Partei, die ich wähle«, 
bringen Befragte im Osten ähnlich großes oder sehr großes Ver-
trauen entgegen wie Befragte im Westen (43% vs. 42%)

»Wir sehen eine Stabilisierung der finanziellen und wirt-
schaftlichen Sorgen und Belastungen auf hohem Niveau. Diese 
sind bislang nicht auf das Niveau von vor der Ukraine-Krise zu-
rückgegangen. Der Anstieg in Folge des Krieges war also nicht 
nur eine kurzfristige Reaktion, sondern spiegelt eine reale und 
dauerhafte Belastung – vor allem in den unteren und teilweise 
mittleren Einkommensgruppen – wider«, so bewertet Prof. Bet-
tina Kohlrausch diese Befunde über die wirtschaftliche Entwick-

Abb. 1: Widerstand gegen aktuelle Politik
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Quelle: Thüringen-Monitor 2022

Anteil der Befragten, die der Aussage »Es ist Zeit, Widerstand gegen die 
aktuelle Politik zu leisten« im Herbst 2022 zustimmten
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lung, die soziale Ungleichheit, den Zusammenhalt der Gesell-
schaft und die Entwicklung des Lebensstandards (siehe Abb. 2).

Auch die Studie des Allensbach-Instituts zur Bewertung der 
Halbzeitbilanz konstatiert einen enormen Vertrauensverlust in 
die Regierung und die gesellschaftlichen Institutionen.9 Wäh-
rend die Ampel-Koalition darauf verweist, dass viele Vorhaben, 
die im Koalitionsvertrag festgeschrieben wurden, bereits um-
gesetzt worden sind, sieht ein Großteil der Bevölkerung wenig 
Fortschritte. »Noch am ehesten nimmt sie diese in der Vertei-
digungspolitik wahr, gefolgt vom Klimaschutz, der Sicherung 
der Energieversorgung und der Unterstützung sozial Schwa-
cher. 39% attestieren der Regierung Fortschritte bei der Stär-
kung der Bundeswehr, 33% beim Klimaschutz, jeweils 31% bei 
der Sicherung der Energieversorgung und bei den Maßnahmen 
für sozial Schwächere.« Die bisher beschlossenen Maßnahmen 
»werden keineswegs überwiegend kritisch bewertet. Ein Teil 
der Beschlüsse findet breite Zustimmung. Das gilt insbesondere 
für die Erhöhung des Mindestlohns, die Gas- und Strompreis-
bremse, das 49-Euro-Ticket, die Erhöhung des Kindergeldes 
und die Einführung einer Kindergrundsicherung, die Zustim-
mungsraten zwischen 64 und über 90 Prozent verzeichnen.«10

Überwiegend kritisch bewertet die Bevölkerung dagegen das 
Verbot von Öl- und Gasheizungen für Neubauten, den Ausstieg 
aus der Kernenergie, die Legalisierung von Cannabis und die 
raschere Einbürgerung von Zuwanderern. Sehr deutlich ist der 
Vertrauensverlust bei der Sicht auf die konjunkturelle Entwick-
lung und die Zukunft des Wirtschaftsstandortes Deutschland. 
Ein Großteil der Bevölkerung hat den Eindruck, dass diese Re-
gierung direkt in ihr Leben eingreift.

Die derzeitige Konjunkturschwäche beunruhigt die Bevöl-
kerung, auch wenn sich diese Schwäche noch nicht auf dem 
Arbeitsmarkt niederschlägt. Die Sorgen um die Sicherheit des 
eigenen Arbeitsplatzes bewegen sich angesichts des gravieren-
den Arbeitskräftemangels auf historisch niedrigem Niveau. Le-
diglich 7% der Erwerbstätigen machen sich Sorgen, ob ihr Ar-
beitsplatz sicher ist; zwischen 2000 und 2005 lag dieser Anteil 
zeitweise bei 38%. Trotzdem wachsen die Sorgen über die Ent-
wicklung des eigenen Wohlstands und besonders in Bezug auf 
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. Der Anteil 

der Bevölkerung, der persönlich einen wirtschaftlichen Abstieg 
befürchtet, hat sich seit 2020 von 18 auf 29% erhöht.

»Geradezu erdrutschartig ist das Vertrauen in Deutschland 
als Wirtschaftsstandort eingebrochen. Zwischen 2009 und 2022 
zeigten sich stets mehr als drei Viertel überzeugt, dass Deutsch-
land für Unternehmen attraktiv ist.«11 Aktuell sind nur noch 
41% davon überzeugt und damit sogar signifikant weniger als 
2005. Als Nachteile des Standorts sieht die Bevölkerung vor al-
lem zu viel Bürokratie, die Dauer von Genehmigungsverfahren, 
die Energiekosten, den Mangel an Arbeitskräften, den Rück-
stand bei der Digitalisierung und Mängel im Bildungssystem. 
Die Politik der Regierung ist nach dem Eindruck der Mehrheit 
bisher nicht dazu angetan, den Standort zu stärken, im Gegen-
teil: 55% haben den Eindruck, dass die Politik den Standort 
schwächt, nur 10% sehen eine Stärkung.

Die Daten deuten also auf einen umfassenden, erdrutschar-
tigen Vertrauensverlust gegenüber der Ampel-Regierung hin. 
Diese veränderte Bewertung der politischen Gestaltungspraxis 
tangiert die Basics des gesellschaftlichen Lebens: Erwartung des 
weiteren Verlaufs der Reproduktion, soziale Ungleichheit und 
Zusammenhalt der Gesellschaft. Auch in diesem Kontext fällt 
auf, dass die nicht an der Gestaltung beteiligten Kräfte und Par-
teien diesen Vertrauensverlust nicht zur Stärkung ihrer Alter-
nativen nutzen können.

Unterminierung des »gesellschaftlichen Systems«

Der Vertrauensverlust hat gleichsam die gesellschaftlichen Fun-
damente unterminiert. Nur 25% der Bevölkerung sind aktuell 
davon überzeugt, dass eine andere Regierung die Herausfor-
derungen besser bewältigen würde. Für die Bevölkerung ver-
schlimmert dieser Eindruck allerdings eine Situation, die sie in 
hohem Maße als unbefriedigend und risikobehaftet empfindet.12

Dieser erdrutschartige Umbruch im politischen Wertesystem 
kommt nicht überraschend. Die Entwicklung war schon im Thü-
ringen-Monitor angelegt. Im Sommer 2023 konstatierten die 
Forscher des Rheingold-Instituts eine weitverbreitete tiefe Re-

2 So seine Bewertung auf der Tagung des Transatlantic Forum on GeoE-
conomics 22. September in Berlin. Siehe dazu den Beitrag von Joachim Bi-
schoff und Bernhard Müller über die AfD in diesem Heft.

3 So auch das Ergebnis einer Untersuchung der Bertelsmann-Stiftung: 
Vehr kamp, Robert und Theres Matthieß. »Mehr Koalition wagen – Halb-
zeitbilanz der Ampel-Koalition zur Umsetzung des Koalitionsvertrags 2021«. 
Gütersloh: Bertelsmann Stiftung 2023.

4 Info Markt- und Meinungsforschung GmbH, Repräsentativerhebung 
»Deutschland-Monitor 2022«. Bericht für den Beauftragten der Bundesre-
gierung für Ostdeutschland, September 2022.

5 Prof. Dr. Marion Reiser, Dr. Anne Küppers, Volker Brandy, Dr. Jörg He-
benstreit und Dr. Lars Vogel, Politische Kultur in Stadt und Land. Ergebnisse 
des Thüringen-Monitors 2022, März 2023.

6 Ebd.
7 Ebd.
8 WSI Pressedienst 14.9.2023, Fast die Hälfte der Erwerbspersonen macht 

sich große Sorgen um sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft.
9 Renate Köcher (Institut für Demoskopie Allensbach), Das Vertrauen ist 

dahin, FAZ 21.9.2023.
10 Ebd.
11 Ebd.
12 Ebd.

Abb. 2: Anteil der Erwerbsbevölkerung mit großen Sorgen ...
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signation gegenüber der Politik und unseren Zukunftsmöglich-
keiten, die das nationale Zusammenleben bedroht.13

Die zentrale These dieser empirischen Studie zielt in die glei-
che Richtung wie die anderen aktuellen Bestandsaufnahmen 
zur Ampel-Regierung. »Zwischen persönlicher Zuversicht der 
Deutschen und dem Vertrauen in Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft herrscht eine große Diskrepanz. Drei Viertel der 18- 
bis 65-Jährigen (73%) haben das Gefühl, ›dass unsere Politiker 
keine Ahnung haben von dem, was sie tun‹, 86% sind der Mei-
nung, dass die Politik übergreifende Lösungen für all die beste-
henden Herausforderungen (wie Klimakrise, Inflation, gesell-
schaftliche Ungleichheit) entwickeln muss, weil diese Krisen 
nicht individuell von den Bürgerinnen und Bürgern bewältigt 
werden können. Doch weil die Politik in ihren Augen dabei ver-
sagt, vertrauen nur 34% der Regierung. Das ist zwar – noch – 
kein völliger Abgesang auf die Demokratie, denn 83% stimmen 
zu: ›Auch in diesen Zeiten politischer Herausforderungen bin ich 
überzeugt, dass unsere Demokratie nach wie vor die beste Lö-
sung ist.‹ Doch die Kluft zwischen der wahrgenommenen Leis-
tungsfähigkeit amtierender Politiker und dem, was die Bevölke-
rung als politisch notwendig erachtet, ist immens.«14

Die Berliner Republik muss – wie die meisten Staaten des 
westlichen demokratischen Kapitalismus – mit den Handlungs-
restriktionen einer Zangen- oder Polykrise fertig werden. Im An-
schluss an sich verschärfende ökologische Katastrophen und die 
Corona-Krise hat sich 2022 mit dem Angriffskrieg Russlands auf 
die Ukraine eine Systemkonfrontation entwickelt. In Deutsch-
land, der EU und den westlichen Staaten herrschte wegen des 
Lieferboykotts von russischen fossilen Brennstoffen und umfas-
senden Sanktionen eine inflationäre Preisdynamik. Das schlug 
sich in weiteren Krisen nieder: bei der Energie, den Wohnun-
gen, bei Flucht- und Migration und letztlich in einer deutlichen 
Schwächeperiode der Wirtschaft. 

Grundsätzlich zeige sich – so das Rheingold-Institut – bei 
vielen Deutschen eine diffuse Endzeitstimmung und ein Grund-
gefühl der Bedrohung. Die Krisenhaftigkeit und Ohnmachtsge-
fühle versuchten die Menschen aus ihrem Alltag zu verdrängen. 
Fast sechs von zehn Bundesbürger*innen (59%) fühlen sich an-
gesichts der aktuellen Probleme überfordert. Als Reaktion zie-
hen sich immer mehr in ihr Privatleben zurück und misstrauen 
der Politik. Zwar sehen 86% der Befragten die Regierung in der 
Verantwortung dafür, Lösungen für alle aktuellen Herausfor-
derungen zu finden, doch gleichzeitig ist die große Mehrheit 
enttäuscht von der Politik. 73% stimmten zu, dass die Parteien 
keine Ahnung hätten von dem, was sie tun. Ebenso viele macht 
es »sehr wütend«, wie in Deutschland politisch gehandelt werde, 
und für 72% der Befragten macht sich die Politik keine großar-
tigen Gedanken, was in den nächsten Jahren passiert.

»Vertrauen in die deutsche Regierung oder deren Politik« ha-
ben laut der Studie nur 34% – zwei von drei Deutschen dagegen 
stimmen der Aussage »eher nicht« oder »gar nicht« zu. Auch 
gab mit 49% nur jeder Zweite an, auf das demokratische System 
in Deutschland mit Wahlrecht und zuverlässigem Rechtssystem 
zu vertrauen. Der Auftraggeber der Rheingold-Studie, der Vor-
sitzende der Düsseldorfer Identity Foundation, Paul J. Kohtes, 
bemerkte zum Studienergebnis laut der Welt: »Das kann kein 
gesundes gesellschaftliches System sein.«

Trotz aller Herausforderungen ist der Großteil der Deutschen 
von der Demokratie als System überzeugt: So gaben 83% an, 
dass die Demokratie die aktuellen Probleme noch am besten 
lösen könne, 17% verneinten die Aussage. Immerhin fast jeder 
Siebte (15%) könnte sich einen politischen Systemwechsel wie 
in die Anarchie oder eine Diktatur vorstellen – während 85% 
das nicht können.

Sozialer Klimawandel treibt viele 
in eigene Welt zurück

Die Deutschen fürchten einen sozialen Klimawandel – sogar 
stärker als den globalen Klimawandel. Als Reaktion auf die ge-
sellschaftliche Eiszeit ziehen sie sich stärker ins Private zurück. 
Viele fühlen sich hilflos und hoffen auf erlösende Technologien 
oder auf gewisse Parteien, die das Land von »Sündenböcken« 
befreien sollen. Inflation, Angst vor Altersarmut und dem Klima-
wandel sind aktuell die größten Sorgenfelder, gefolgt von bezahl-
barem Wohnraum und der Energiekrise. Dennoch sehen immer 
noch mehr als die Hälfte (57%) den Klimawandel nicht unter 
den Top 5 der drängendsten Krisen. »Viele sind zudem über-
zeugt, der vollen Wucht der Klimakrise doch noch entkommen 
zu können. Nach dem Motto: ›Nach mir die Sintflut‹«, kommen-
tieren die Autoren der Rheingold-Untersuchung.

Eine große Mehrheit von 84% nimmt als »sozialen Klimawan-
del« eine zunehmende Aggressivität in der Gesellschaft wahr. 
Mit 79% sagen fast genauso viele, die Mitmenschlichkeit gehe 
verloren. Das Gefühl der gesellschaftlichen Spaltung durch poli-
tische Radikalisierung von links und rechts wachse weiter. Den-
noch gehört ein »Rechtsruck« in Deutschland oder Europa für 
78% der Befragten nicht in die Top 5 der dringlichsten Prob-
leme. Auch die gefühlte gesellschaftliche Spaltung gehört für 
73% nicht zu den fünf drängendsten Problemen.

69% der in der Studie Befragten bezweifeln, dass sich das 
Miteinander in Deutschland in den kommenden Jahren posi-
tiv entwickeln wird. Weitere 68% bezweifeln, dass sich für die 
meisten Probleme der Welt Lösungen finden lassen. Trotz die-
ser allgemeinen Krisenstimmung sind zwei Drittel (66%) der Be-
fragten zuversichtlich, dass sich ihr eigenes Leben mit Familie, 
Beruf, Freunden, Wohnen in den nächsten Jahren positiv ent-
wickeln wird. So gaben 40% an, sich von der Außenwelt zurück-
zuziehen und ihr Glück im Privaten zu suchen – wie der Familie 
oder den eigenen vier Wänden. Daraus folgerte der Psychologe 
und Rheingold-Chef Stephan Grünewald: »Den Deutschen ge-
lingt die Maximierung ihrer Zuversicht durch die Minimierung 
ihres Gesichtskreises.«

Die Verengung der persönlichen Sicht manifestiert sich vor 
allem in einer weitgehenden Verdrängung der globalen Krisen. 
Der Krieg in der Ukraine, der Klimawandel oder die Migrations-
krise werden von den meisten Menschen in ihrem Alltag aus-
geblendet. Für 57% gehört zum Beispiel die Klimakrise nicht 
zu den fünf wichtigsten Krisen, 44% sind der Meinung, die Po-
litik tue genug oder sogar zu viel für das Klima. Lediglich die 
für den persönlichen Alltag relevanten Themen wie Inflation, 
die Energiekrise oder die zunehmende Entzweiung der Gesell-
schaft kommen noch in die Wahrnehmung. Die Bereitschaft 
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vieler Bürger*innen, sich über die Nachrichtenlage zu infor-
mieren, lässt nach.

So wird immerhin eine hohe private Zuversicht möglich, die 
allerdings von einem diffusen Grundgefühl der Bedrohung und 
Endzeitstimmung begleitet ist. Die Bürger*innen der Berliner 
Republik befinden sich psychologisch betrachtet nicht in einer 
(visionären) Zeitenwende, sondern in einer gedehnt wirkenden 
Nachspielzeit. Sie hoffen, dass die Verhältnisse, die sie kennen 
und schätzen, wenigstens noch eine gewisse Zeit fortbestehen. 
Eine aktivierende, von Ideen getragene Aufbruchsstimmung 
bleibt weitgehend aus.

Der Fokus wird auf die Stabilisierung der eigenen Lebenswelt 
gerichtet. Die drängendsten Ängste haben die Menschen daher 
vor einem persönlichen Autonomieverlust. Die am Beginn der 
Coronakrise und des Ukrainekrieges erlebten Ohnmachtsge-
fühle sollen sich nicht wiederholen. Die Angst vor dem sozialen 
Klimawandel und einer Spaltung der Gesellschaft ist bei vielen 
sehr groß. 84% machen zudem die Erfahrung zunehmender Ag-
gressivität in ihrem Umfeld.

Groß ist auch die Angst vor einem Systemverlust. Der einst 
so stolze Blick auf Deutschland weicht düsteren Zukunftsvisio-
nen. Zwei Drittel fürchten, »dass wir unseren Lebensstandard 
nach unten werden korrigieren müssen«. Nur ein Drittel ver-
traut auf die Kraft, die wirtschaftlichen Verhältnisse im Lande 
wieder zu verbessern. Und weniger als jeder Fünfte kann sich 
vorstellen, dass sich das Gemeinschaftsgefühl in Deutschland 
und Europa künftig positiv entfalten wird.

Vom Vertrauensverlust zur Zukunftsangst

Große Teile der Bevölkerung haben im Resultat der Reform-
prozesse auch laut der Allensbach-Untersuchung mehr als zu-
vor den Eindruck, dass die Ampel-Regierung direkt in ihr Leben 
eingreift. Sowohl zwischen 2005 und 2009 als auch bei der letz-
ten schwarz-gelben Koalition sahen 60% und mehr weder posi-
tive noch negative Auswirkungen der Regierungspolitik auf ihr 
persönliches Leben. Aktuell ziehen nur 45% diese Bilanz, wäh-
rend 6% überzeugt sind, dass sie von der Regierungspolitik pro-
fitieren, und 35% für sich unmittelbare Nachteile befürchten.

Von der Klimapolitik befürchtet sogar jeder Zweite für sich 
negative Auswirkungen. Jeder Dritte attestiert der Regierung 
zwar Fortschritte. Gleichzeitig glauben aber nur 14%, dass der 
Klimawandel beherrschbar ist. Auffällig ist in diesem Zusam-
menhang, dass die Sorgen der Bevölkerung über die Klimaver-
änderungen tendenziell zurückgehen. In den vergangenen Jah-
ren waren zwischen 42% und gut 50% über diese Entwicklungen 
sehr besorgt, aktuell sind es 36%.

Angesichts dieser verschiedenen Untersuchungen wird die 
negative Bewertung der Reformpolitik zur Halbzeit-Bilanz ver-
ständlich. Das Vertrauen in das Agieren der Politik ist gravierend 
geschwächt. Und es ist nicht zu übersehen, dass diese Bewer-
tungen sich auf die gesellschaftlichen Institutionen übertragen 
haben. In der Allensbach-Studie lässt sich in dieser düsteren 
Bewertung noch ein weiteres zentrales Politikfeld ausmachen: 
»Geradezu erdrutschartig ist das Vertrauen in Deutschland als 
Wirtschaftsstandort eingebrochen.« (Siehe Abb. 3) Die Mehr-
heit der Bevölkerung schätzt die Politik der Regierung auch weit-
gehend skeptisch in dem Punkt ein, eine Änderung auf den Weg 
zu bringen. 55% haben den Eindruck, dass die Politik die wirt-
schaftliche Grundlage des Wohlstands weiter schwächt.

Ein Regierungswechsel ist für die Mehrheit der Wähler*innen 
kein Hoffnungsszenario. Nur 25% sind überzeugt, dass eine 
andere Regierung die Herausforderungen besser bewältigen 
würde. Für die Bevölkerung verschlimmert dieser Eindruck al-
lerdings die sorgenbelastete Situation. Ein politischer Ausweg 
durch einen Umbau oder Wechsel in der Zusammensetzung der 
Regierung ist offenkundig keine Perspektive. Renate Köcher 
vom Institut für Demoskopie Allensbach riskiert daher in der 
Gesamtbewertung die These: »Die Bevölkerung hat nicht nur 
das Vertrauen verloren, dass die Koalition zu neuer Geschlos-
senheit findet, die richtigen Prioritäten setzt und die Kraft hat, 
die notwendigen Veränderungen umzusetzen – sie hat auch das 
Vertrauen in das Land verloren, glaubt im Moment nicht, dass 
Deutschland die Kraft und den Willen hat, seine starke Position 
zu verteidigen. Es hängt viel davon ab, dass dieses Vertrauen 
wieder gestärkt wird.«15

Vertrauensverlust und reale 
ökonomische Entwicklung

Die deutsche Wirtschaft durchläuft aktuell eine Schwächephase. 
Zuletzt fielen die Analysen und Prognosen über die angespannte 
Lage in Deutschland durchaus skeptisch aus. Häufig werden da-
bei kurzfristige Konjunkturprognosen zum Anlass genommen, 
um die Zukunft der deutschen Wirtschaft in düsteren Farben 
darzustellen. Laut Prognosen des Internationalen Währungs-
fonds (IWF) oder der OECD für die Weltwirtschaft erholt sich 
diese, wenn auch langsam. Deutschland trauen die Organisati-
onen erst einmal kein Wachstum zu. Der IWF sagt für Deutsch-
land für dieses Jahr eine Schrumpfung der Wirtschaftsleistung 

13 Rheingold Institut, Deutschland auf der Flucht vor der Wirklichkeit, 
Köln, Juli 2023.

14 Ebd.
15 WSI Pressedienst 14.9.2023, Fast die Hälfte der Erwerbspersonen macht 

sich große Sorgen um sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft.

Abb. 3: Sorge um den Standort Deutschland
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um 0,3% voraus, während sich der Rest der westlichen Welt 
langsam von dem Krisencocktail aus Pandemie, Krieg und In-
flation erholen und zumindest moderat wachsen soll.

Auch nach Einschätzung der OECD erholt sich die Welt-
wirtschaft wieder. Die Talsohle scheine durchschritten, denn 
Energiepreise und Gesamtinflation sänken, Lieferengpässe lie-
ßen nach und die Finanzlage der privaten Haushalte sei re-
lativ solide. In ihrem neuen Konjunkturausblick rechnet die 
OECD 2023 mit einem globalen Wachstum von 2,7%, das sich 
2024 leicht auf 2,9% beschleunigen dürfte. Damit werde das 
Wachstum immer noch deutlich unter dem Durchschnitt der 
zehn Jahre vor der Corona-Pandemie liegen. Die Aussichten 
für die Berliner Republik fallen allerdings deutlich negativer 
aus. Erneut macht in den Medien die Schlagzeile vom Schluss-
licht Deutschland oder dem kranken Land Europas die Runde. 
Die pessimistische Einschätzung der Bevölkerungsmehrheit in 
Deutschland scheint bestätigt.

Macht man sich klar, dass die Bundesrepublik nicht nur die 
Pandemie, sondern innerhalb von nur wenigen Monaten eine 
massive Abhängigkeit von russischem Gas und eine Energiekrise 
gemeistert hat, könnte der Aufholeffekt im Jahr danach stärker 
als in anderen europäischen Ländern ausfallen, sodass die deut-
sche Wirtschaft 2024 stärker wachsen soll als z.B. die spanische, 
italienische, britische oder auch die amerikanische. Allerdings 
liefert das Kieler Institut für Weltwirtschaft (IfW) in seiner Mit-
telfristprognose für die Zeit bis 2028 eine belastbarere Basis.16 
Die Produktionsmöglichkeiten der heimischen Wirtschaft könn-
ten in den nächsten Jahren spürbar sinken und im Mittel dann 
nur noch Steigerungsraten von jährlich 0,4% zulassen. Das wäre 
weniger als ein Drittel des langjährigen Durchschnitts von 1,3%. 
Der Fünf-Jahresausblick der Kieler Forscher ist mit »Wachstum 
im Sinkflug, Expansionsspielräume nicht allzu hoch« übertitelt.

Die IfW-Ergebnisse sind alles andere als erbaulich. In den 
kommenden Jahren soll das potenzielle Wachstum der deut-
schen Wirtschaft immer weiter abnehmen und bis ins Jahr 2028 
auf nur noch 0,4% sinken. Grund »für die mageren Wachs-
tumsaussichten im laufenden Jahrzehnt ist eine alternde Ge-
sellschaft«. In den Jahren 2023 und 2024 soll die Zahl der Men-
schen, die über den Arbeitsmarkt für die gesellschaftlichen 
Wertschöpfung zur Verfügung stehen, bei 47,1 Mio. Erwerbs-
personen stagnieren. Für die Jahre ab 2025 prognostiziert das 
IfW gar einen Rückgang der arbeitenden Bevölkerung um rund 
200.000 Erwerbspersonen pro Jahr. Zudem habe die »Parti-
zipationsquote am Arbeitsmarkt« ihren Zenit überschritten.17

Doch das IfW sieht Veränderungspotenziale. »Der Wettbe-
werb um die Talente der Welt wird damit härter – umso wichti-
ger wird eine wachstumsstärkende Politik, die den Standort für 
qualifizierte Zuwanderung und Investitionen attraktiver macht.« 
Ganz wesentlich seien hier auch eine funktionierende Infrastruk-
tur (z.B. deutlich verbesserte Betreuungsmöglichkeiten für Kin-
der) und ein attraktives Wohnungsangebot in Städten, weil dort 
die produktivsten Unternehmen angesiedelt sind. »Ohne neue 
Wachstumsimpulse droht Deutschland eine Phase zunehmender 
Verteilungskonflikte«, sagte der IfW-Wirtschaftsforscher Stefan 
Kooths voraus. »Denn weniger Wachstum engt immer auch die 
Verteilungsspielräume ein, und die Zahl der Menschen steigt, die 
im Alter Ansprüche auf Sozialleistungen haben.«

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) hält 
Warnungen vor einem Abstieg Deutschlands ungeachtet der ak-
tuellen Konjunkturschwäche für übertrieben. »Nein, Deutsch-
land ist nicht der kranke Mann Europas«, sagte DIW-Präsident 
Marcel Fratzscher. »Er könnte es werden, wenn jetzt wichtige 
Reformen nicht gemacht werden.« Mit einem klugen Transfor-
mationsprogramm ließen sich sowohl Angebot als auch Nach-
frage stärken – etwa indem die Politik Bürokratie und Regulie-
rung abbaue, in Infrastruktur, Bildung und Forschung investiere 
und auf sozialen Ausgleich achte. Die Stimmung sei derzeit deut-
lich schlechter als die Realität. Politik und Unternehmen müss-
ten aufpassen, »dass sich wirtschaftliche Sorgen und Ängste 
nicht weiter hochschaukeln und zu einer wirtschaftlichen Ab-
wärtsspirale führen.«

Da der Faktor Arbeit über die gesellschaftliche Wertschöp-
fung und damit über die zukünftige wirtschaftliche, politische 
und gesellschaftliche Entwicklung in Deutschland bestimmen 
wird, muss Arbeit hierzulande so attraktiv wie möglich gestal-
tet werden — um derzeit in Deutschland lebende Arbeitslose in 
Arbeit zu bringen und um ausländische Fachkräfte anzuziehen. 
Schließlich steht Deutschland mit seiner demografischen Ent-
wicklung nicht allein, in dem Großteil der Länder des demokrati-
schen Kapitalismus stellen sich ähnliche Probleme. Die düsteren 
Zukunftsperspektiven könnten aufgelöst werden, wenn sich die 
politischen Akteure auf die Strukturprobleme der Wertschöp-
fung und deren ökologische wie digitale Transformation kon-
zentrierten. Die Bevölkerung muss allerdings durch Kommuni-
kation und Transparenz mitgenommen werden.

Der Bundeswirtschaftsminister Habeck kennt die Spekulati-
onen über die düstere Zukunft Deutschlands und sieht immense 
ökonomische und politische Herausforderungen, da die Globali-
sierung, wie wir sie in den letzten drei Jahrzehnten kannten, un-
ter Druck geraten ist, weshalb er davon ausgeht, dass sie zu Ende 
gegangen sei. Eine neue Zeit der Geopolitik sei angebrochen, die 
in den westlichen Gesellschaften zum Anwachsen des Rechtspo-
pulismus geführt habe.18 »Das Versprechen, dass es jeder mit 
harter Arbeit allein schaffen kann, gilt nicht mehr.« Der Wirt-
schaftsminister glaubt nicht, dass dies ein spezifisch deutsches 
Problem sei, sondern sieht einen globalen Trend aufziehen.

Nicht nur wegen dieses inneren Drucks, sondern auch wegen 
der internationalen Krisen ist Habeck überzeugt, dass eine Zei-
tenwende bevorsteht. »Die neue Welt ist eine, in der wirtschaft-
liche Fragen die Politik nicht allein leiten können.« Trotz allen 
Herausforderungen bleibt er vorsichtig optimistisch: »Ich bin 
immer noch idealistisch und denke, dass Politiker große Pro-
bleme lösen können.« Deutschland bleibe die größte europäi-
sche Wirtschaftsmacht, habe einen attraktiven Sozialstaat und 
sei Teil des europäischen Binnenmarkts. »Wir brauchen keine 
Angst zu haben.«

16 Institut für Weltwirtschaft, Mittelfristprojektion im Herbst 2023: Wachs-
tum im Sinkflug, Expansionsspielräume nicht allzu hoch, Kieler Konjunk-
turberichte, Nr. 108.

17 Diese Quote beschreibt, wie viele Bürger*innen tatsächlich arbeiten. In 
den vergangenen Jahren ist sie vor allem durch eine steigende Erwerbsbe-
teiligung von Frauen und älteren Menschen stark gewachsen.

18 »Diese Globalisierung ist zu Ende gegangen«: Robert Habeck stimmt 
Deutschland auf ein neues Wirtschaftsmodell ein, NZZ Bericht vom Trans-
atlantic Forum on Geoeconomics in Berlin, 22.9.2023.
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